
Landratsamt Ostalbkreis 
- Ausländerbehörde - 
73430 Aalen 

WOHNRAUMBESCHEINIGUNG 
 
Wohnung/Haus von 
Name 

 
Vorname 

Straße, Hausnummer 

 
PLZ, Wohnort 

 
Meine Wohnung besteht aus folgenden Räumen: 
 

Lfd 
Nr. Der Raum wird verwendet als Größe 

in m2 
Stock-
werk 

Lfd 
Nr. Der Raum wird verwendet als Größe 

in m2 
Stock-
werk 

        

        

        

        

        
 
Insgesamt ……………….. m2 
 
Meine Wohnung wird von ……… weiteren Personen bewohnt. 
 
a) Die Wohnung/das Haus wird gemietet 

 
das Mietverhältnis ist   unbefristet  befristet bis ……………….. 
 
der Mietpreis beträgt monatlich (inkl. Nebenkosten) ………………. €. 
 

b) Die Wohnung/das Haus ist mein Eigentum  
 

 es  wird ein Kredit/Darlehen in Höhe von  ………………………. € monatlich bezahlt 
 

 das Wohneigentum ist abgezahlt und es bestehen keine Schulden mehr. 
 

Bestätigung durch die vermietende Person 
 
Die Angaben der mietenden Person/meine Angaben entsprechen der Wahrheit. Mit der Überprüfung der Wohnung durch das 
Landratsamts Ostalbkreis/Bürgermeisteramt bin ich einverstanden. Insbesondere bestätige ich, dass für den oben genannten 
Wohnraum Mietschulden in Höhe von ……………€ bestehen (ggf. 0€ eintragen). 
 
Ort, Datum 

 
Unterschrift der Person, die Eigentum besitzt 
 

 
Ich versichere die Richtigkeit vorstehender Angaben und bin mit einer Überprüfung durch Bedienstete des Landratsamts Ostalb-
kreises/Bürgermeisteramtes einverstanden. 
Hinweis: 
Nach § 95 Abs. 2 Nr. 2 Aufenthaltsgesetz ist die Abgabe unrichtiger oder unvollständiger Angaben strafbar, wenn dies erfolgt, um 
für sich oder einen anderen eine Aussetzung der Abschiebung oder einen Aufenthaltstitel zu beschaffen. 
 
Ort, Datum 

 
Unterschrift der mietenden Person 
 



 
In meiner Wohnung leben folgende Personen: 
 
Lfd 
Nr. Familienname Vorname Geburtsdatum Verwandt-

schaftsgrad 
im Raum 

Nr. 

      
      
      
      
      
      
      
 
Die Erhebung vorstehender Daten erfolgte aufgrund §§ 82 und 86 AufenthG. Die Angaben zur Wohnraumgröße und Belegung 
werden gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 2, § 9 Abs. 2 Nr. 9 AufenthG benötigt. Es obliegt Ihnen, die für Sie günstigen Umstände unter Bei-
bringung der erforderlichen Nachweise vorzutragen. Eine Mitwirkungsverweigerung kann zu einer Ablehnung Ihres Antrags auf 
Erteilung/Verlängerung des Aufenthaltstitels führen. 
 

Stellungnahme des Bürgermeisteramts 
 
A) Falls Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis oder Verpflichtungserklärung (Besuchseinladung) gestellt wird 

 
Vorstehende Wohnung ist Hauptwohnung  Ja  Nein 
 
Ort, Datum Stempel, Unterschrift 

 
 

 
B) Falls Antrag auf eine Niederlassungserlaubnis gestellt wird 

 
 Wohnung besichtigt am _____________________ 
 Wohnung ausreichend 
 Wohnung nicht ausreichend 

 
Bemerkungen: 
 
 
 
 
 
Vorstehende Angaben erscheinen 

 glaubhaft 
 nicht glaubhaft, da ________________________________________________________________________________ 

 
Bemerkungen: 
 
 
 
 
 
Ort, Datum Stempel, Unterschrift 

 
 

 


